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Vorwort

Die Anregung, sich intensiver mit den Wechselwirkungen zwischen Eigen-
tumsgarantie und Sachenrecht zu befassen, geht zurück auf Prof. Dr. Klaus Vie-
weg. Seine Beschäftigung mit dem Bereich des Nachbarrechts zeigte an zahlrei-
chen Stellen, dass die immissionsschutzrechtlichen Regelungen des BGB nicht
ohne einen Blick auf die verfassungsrechtlichen Grundlagen interpretiert und an-
gewandt werden können. Mit zunehmender Tiefe der Untersuchung und durch
die Einbeziehung weiterer Sachbereiche wurde es erforderlich, zunächst die zen-
tralen Fragen nach Mechanismus und Intensität der Geltung der Grundrechte,
speziell der Eigentumsgarantie, aufzuarbeiten. In der vorliegenden Arbeit soll
gezeigt werden, wie Detailregelungen auf scheinbar allgemein formulierte Sätze
und Prinzipien zurückgeführt und mit diesen erklärt werden können. Eine solche
Untersuchung kann naturgemäß nur die wichtigsten und typischen Situationen
exemplarisch behandeln. Sie erlaubt jedoch zum einen, die Strukturen zu be-
leuchten und zu verstehen, auf denen die Rechtsordnung beruht, und zum ande-
ren, zur Lösung konkreter Fragestellungen beizutragen, die die juristische Praxis
immer wieder beschäftigen.

Zu großem Dank verpflichtet bin ich Herrn Prof. Dr. Klaus Vieweg, der die
Themenstellung vorgeschlagen und mich motiviert hat, die ursprünglich als Dis-
sertation geplante Arbeit weiter als Habilitationsschrift auszubauen. Mit vielfäl-
tigen Anregungen und durch stetigen Austausch hat er den Fortgang der Arbeit
laufend betreut. Mein Dank gilt weiter Herrn Prof. Dr. Heinrich de Wall für die
Fertigung des Zweitgutachtens, Herrn Prof. Dr. Hans Kudlich als weiterem Mit-
glied des Fachmentorats sowie Herrn Prof. Dr. Hanns Prütting, der sich bereit
erklärt hat, das externe Gutachten zu erstellen. Für Zuspruch und Unterstützung
danke ich meiner Familie, vor allem meiner Mutter.

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2011 vom Fachbereich
Rechtswissenschaft der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg als
Habilitationsschrift angenommen. Literatur und Rechtsprechung wurden auf den
Stand November 2012 gebracht.

Erlangen/Kleinsendelbach, im Dezember 2012 Thomas Regenfus
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Teil 1

Einleitung

A. Ausgangslage

Der Umfang der Befugnisse, die dem Eigentümer beim Gebrauch seiner Sa-
chen zustehen, ist seit jeher Anlass für Rechtsstreitigkeiten, da an dieser Stelle
die Herrschafts- und Freiheitssphären der einzelnen Mitglieder eines Gemeinwe-
sens in einzigartiger Weise zusammenstoßen. Der Eigentümer, der nach § 903
S. 1 BGB1 im Grundsatz beliebig mit seiner Sache verfahren und jedem anderen
ein dabei nachteiliges Verhalten verbieten darf, muss Einschränkungen seiner
Rechtsmacht aufgrund eine Vielzahl von Regelungen hinnehmen, die sich aus
den verschiedensten Bereichen der Rechtsordnung ergeben. Bei derartigen Ge-
und Verboten mag zuerst an Befugniseinschränkungen aus dem Bereich des öf-
fentlichen Rechts gedacht werden, doch resultieren sie in mindestens ebenso be-
deutender Weise aus der Zivilrechtsordnung selbst. Konfliktpotential bergen hier
die Befugnisse anderer Eigentümer – im praktisch häufigsten und wohl auch
wichtigsten Fall: benachbarter Grundstückseigentümer –, die Rechtspositionen
beschränkt dinglicher Rechte anderer Personen an der Sache und die Rechte be-
liebiger dritter Personen. Die Ausnutzung solcher Befugnisse geht, auch wenn sie
meist nur eine Mitbenutzung oder ein beeinträchtigendes Verhalten in einzelnen
Beziehungen gestatten, regelmäßig mit nachteiligen Wirkungen für den Eigen-
tümer einher.

In einer Rechtsordnung, in der die Grundrechte verbindliche Vorgaben für je-
des Handeln des Staates und seiner Organe entfalten, werden auch die Eigen-
tumsnutzung und die daraus resultierenden Konflikte der Bürger untereinander
von der Verfassung beeinflusst. Dies beruht darauf, dass das Eigentum als Recht
zu seiner Existenz ein staatliches Tätigwerden – in Gestalt der Rechtssetzung
durch die Gesetzgebung – voraussetzt und in einem Rechtsstreit staatliche Ge-
richte darüber entscheiden, welche Befugnisse dem Eigentümer gegenüber den
anderen Personen zustehen. Der Eigentumsschutz gegenüber den staatlichen Or-
ganen, der in Art. 1 Abs. 3 und Art. 14 GG niedergelegt ist, wirkt daher mittelbar
auch auf die Beziehungen der Privatrechtssubjekte untereinander ein. Das bürger-
liche Recht und der von ihm geregelte Bereich der Interaktion der Privaten ist

1 Wenn in dieser Arbeit von § 903 BGB die Rede ist, ist damit ausschließlich dessen
Satz 1 (der ursprünglich einzige Satz der Vorschrift) gemeint.



allerdings gerade das Feld, auf dem die Befugnisse, die das Eigentum verleiht, im
Regelfall ausgeübt werden und sich so aktualisieren; die Garantie des Eigentums
im Grundgesetz gegenüber der Staatsgewalt erscheint daher nur als eine Auswei-
tung dieses – an sich ursprünglichen und primären – Funktionsraumes.

Die verfassungsrechtliche Eigentumsdogmatik und die zivilrechtlichen Rege-
lungen über die im Eigentum enthaltenen Befugnisse gegenüber den anderen Pri-
vaten stehen deshalb in einer intensiven Wechselbeziehung. Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts können somit auch dann Veränderungen der Rechts-
lage im Bürger-Bürger-Verhältnis nach sich ziehen oder entsprechende legislative
Schritte erfordern, wenn sie unmittelbar einen Konflikt des Eigentumsrechts mit
anderen „allgemeinwohlbezogenen“ Belangen in der Staat-Bürger-Beziehung
zum Gegenstand haben.

Derartige Entscheidungen sind in den letzten Jahrzehnten in großer Zahl er-
gangen: Die Beschlüsse zum Kleingartengesetz,2 zu den Pflichtexemplaren3 und
– als prominentester – zur Nassauskiesung4 haben sowohl Staats- als auch Zivil-
rechtler Anfang der 1980er Jahre veranlasst, sich intensiv mit der Frage zu befas-
sen, inwieweit eine „Eigentumswende“ erfolgt ist und von welchem Grundver-
ständnis beim verfassungsrechtlichen Eigentumsschutz künftig auszugehen ist.
Die Konsequenzen, die aus der „neuen“ Rechtsprechung zu ziehen waren, wur-
den sehr unterschiedlich beurteilt; dabei wurde die Bedeutung für die Rechtspre-
chung der ordentlichen Gerichte und Verwaltungsgerichte zumeist vorrangig im
Hinblick auf das Staatshaftungsrecht5 diskutiert. Zum Teil schienen die Abgren-
zung von Inhalts- und Schrankenbestimmung einerseits und Enteignung anderer-
seits sowie die damit scheinbar untrennbar verbundene Entschädigungsfrage zu-
nächst sogar eher weniger klar als früher. Demgemäß bemängelten zahlreiche
wissenschaftlicher Abhandlungen,6 dass lediglich eine Verschiebung zahlreicher
Problematiken aus dem Bereich der Enteignungen hinein in den Regelungskom-
plex der Inhalts- und Schrankenbestimmungen erfolgt sei. Weitergehende Folge-
rungen zu den Konsequenzen für die Zivilrechtsordnung, insbesondere für das
Sachenrecht, wurden allerdings nur vereinzelt gezogen. Grund hierfür dürfte zum
einen gewesen sein, dass derartige Folgerungen bereits mangels tragfähiger und
anerkannter Ausgangsbasis kaum möglich waren, und zum anderen, dass wegen
der proklamierten Trennung von verfassungsrechtlichem und zivilrechtlichen Ei-
gentumsbegriff die Intensität und Komplexität der Wechselwirkungen eher ver-
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2 BVerfGE 52, 1.
3 BVerfGE 58, 137.
4 BVerfGE 58, 300; zu den Hintergründen und Folgewirkungen dieser Entscheidung

vgl. Lege, JZ 2011, 1084 ff.
5 Hier zu verstehen im weiten Sinn als „Recht der öffentlich-rechtlichen Ersatz-

leistungen“, also einschließlich des Enteignungsrechts und der sonstigen Ausgleichs-
ansprüche für hoheitliche Eigentumseingriffe.

6 Vgl. unten Teil 2 C.II.3.a).



deckt wurde. Eine vollständige Antwort auf die genannten Fragenkomplexe
konnte in der Folgezeit auch den Entscheidungen des BVerfG zu den Fischerei-
rechten7 und zum bergrechtlichen Vorkaufsrecht8 nicht entnommen werden.

Die vermisste Klarheit über die Linie des BVerfG zu diesen Punkten wurde
erst durch eine Gruppe von Entscheidungen im Zeitraum von 1999 bis 2005 er-
zielt. Sie führen dabei die entwickelten Grundsätze inhaltlich weiter, indem sie
zusätzliche Forderungen an die einfachgesetzliche Lage aufstellen. Sachlich be-
fassen sich auch diese Entscheidungen überwiegend mit Fallgestaltungen aus
dem Verwaltungsrecht, so etwa der Beschluss zum rheinland-pfälzischen Denk-
malschutzgesetz,9 zur Zustandsstörerhaftung für Altlasten10 und zur Baulandum-
legung.11 Daneben ergingen in diesem Zeitraum die Entscheidungen zum Aktien-
recht12 und zum Versicherungsrecht13, also zu Gebieten des Privatrechts.

B. Untersuchungsgegenstand

Zivilrechtliche Normen unterliegen den verfassungsrechtlichen Vorgaben und
der verfassungsgerichtlichen Kontrolle und müssen ihnen genügen, so dass die
beschriebenen Entwicklungen in der Eigentumsdogmatik nicht vor den Bestim-
mungen Halt machen, die das Verhältnis von Privatpersonen untereinander re-
geln. Damit wird die Frage aktuell, ob und ggf. wie das bürgerliche Recht, insbe-
sondere die Regeln des Sachenrechts, an diese neu erkannten und neu entwickel-
ten Anforderungen anzupassen sind.

In dieser Arbeit sollen daher die Auswirkungen des Verfassungsrechts und der
jüngeren verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung – einschließlich der hierzu
veröffentlichten Literatur – auf die materiellen sachenrechtlichen Normen des
BGB und einiger Nebengesetze sowie auf die zu ihnen ergangene Rechtspre-
chung untersucht werden. Dabei können gleichzeitig die verfassungsdogmati-
schen Ansätze auf ihre Praktikabilität und Schlüssigkeit hin untersucht werden.
Wegen der großen Zahl an Normen und Einzelkonstellationen kann dies jedoch
nicht umfassend und flächendeckend, sondern nur anhand der grundlegenden sa-
chenrechtlichen Strukturen und einiger ausgewählter Konfliktsituationen erfol-
gen, die als Modell für andere Bereiche dienen können.

Der überwiegende Teil dieser Untersuchung befasst sich deshalb mit den Be-
stimmungen, die die Befugnisse zum Gegenstand haben, die ein dingliches Recht
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7 BVerfGE 70, 191.
8 BVerfGE 83, 201.
9 BVerfGE 100, 226.
10 BVerfGE 102, 1.
11 BVerfGE 104, 1.
12 BVerfGE 100, 289; BVerfG NJW 2001, 279.
13 BVerfGE 114, 1 und BVerfGE 114, 73.


